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WÄRE DAS ABSURD
Politiker Ströbele: Beteiligungsrechte
je nach Reife von Kindern
Seite 4
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DANN FÜR ALLE LEBENSALTER
Philosoph Saner: Wahlalter Null
und direkte Mitbestimmungsrechte.
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Seit dem 10. März gibt es die Kampagne
ICH WILL WÄHLEN. Im Rahmen der
Kampagne sollen verschiedenen Auffassun-
gen zur Wahlalterfrage zu Wort kommen,
in der Öffentlichkeit diskutiert und politisch
beachtet werden. Deshalb haltet ihr jetzt
unsere erste Zeitung über die Kampagne
in der Hand.

ICH WILL WÄHLEN hat bisher nicht nur
insgesamt fast 1000 persönliche
Unterstützer (davon über 650
Unter18jährige) gefunden, sondern auch
zahlreiche Organisationen, darunter einige
Bundesverbände. Wir erhalten  bundesweit
Unterstützung von ganz unterschiedlichen
Jugendorganisationen darunter partei-
unabhängige Vereinigungen wie die
BundesschülerInnenvertretung, die Deut-
sche Jugendpresse e.V. und Vereine der
Kinder- und Jugendarbeit. Einige dieser
Gruppen wenden sich jetzt an ihre Basis,
so daß wir in der nächsten Zeit mit einem
deutlichen Anwachsen der Unterschriften-
zahlen rechnen. Auf  verschiedenen
Internetseiten und -portalen findet sich
unser Logo mit Link und kurzen Erläute-
rungen. Auf  Seite 12 findet Ihr Hinweise,
wie Ihr die Kampagne unterstützen könnt.

Also viel Spaß beim Lesen und: Weitersa-
gen, dass es die Kampagne gibt!

Eure DURCHWAHL-Redaktion

P.S. Übrigens finden wir es erfreulich, dass
auch viele 11-, 12-, und 13-Jährige unter-
schrieben haben, weil viele nur bis Wahlal-
ter 14 und nicht an die jüngeren denken.

AN EUCH ALLE!

„KINDER SIND ZU DUMM FÜR POLITIK“

ICH WILL WÄHLEN!
!Kampagne zum Wahlrecht für Unter18jährige
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ERKLÄRT
EINE PETITION
Eine Petition ist eine schriftliche
Bitte oder Beschwerde, mit der
man sich einzeln oder in Gemein-
schaft mit anderen an die zustän-
digen Behörden und Parlamente
wendet. Petitionen müssen unter-
schrieben und mit der Adresse
des Beschwerdeführers versehen
sein.

Das Petitionsrecht ist ein Grund-
recht (Artikel 17 Grundgesetz).
Es gilt ausdrücklich auch für Kin-
der und Jugendliche sowie für
Menschen ohne deutsche Staats-
angehörigkeit. Petitionen können
entweder Beschwerden über die
Arbeit einer Behörde sein oder
Anregung zur Veränderung von
Gesetzen.

Die Beschwerdestelle des Bun-
destags - der Petitionsausschuß -
muß unseren Sachverhalt prüfen
und unser Anliegen gege-
benenfalls an die Bundes-
regierung oder die Bundestag-
fraktionen weiterleiten. Anschlie-
ßend wird uns mitgeteilt, ob bzw.
wie dem Anliegen entsprochen
wurde.

Politik bestimmt - ohne Euch, solange Ihr
nicht wählen dürft. Angefangen von Schu-
le, Studium, Wehrpflicht bis hin zu Staats-
verschuldung und Umweltschutz: durch die
Altersgrenze beim Wahlrecht werdet Ihr
von politischer Mitbestimmung ausge-
schlossen. Und den meisten Menschen er-
scheint dies als eine Selbstverständlichkeit.

Die bundesweite Kampagne ICH WILL
WÄHLEN will das mit Eurer Hilfe ändern.
Ihr als Unter18jährige könnt eine Beschwer-
de an den Bundestag - eine Petition - un-
terschreiben (auch online)  und damit Euer
persönliches Wahlrecht einfordern. Mit
Eurer Unterschrift verlangt ihr, selbst an
Wahlen und Abstimmungen teilnehmen zu
wollen. Auch Über18jährige können Euch
mit ihrer Unterschrift unterstützen.

UND DANN?

Am 12. September - 10 Tage vor der Wahl
- wollen wir die Petition im Bundestag ein-
reichen. Politiker im Bundestag werden auf-
gefordert, die Gesetze zu ändern, also die
rechtlichen Voraussetzungen zu schaffen.

UND WOZU?

Vom geänderten Wahlrecht versprechen wir
uns, daß die Politik die Interessen der
Unter18jähjrigen (ca. 20% der Gesamt-
bevölkerung) berücksichtigt. Denn die Vo-
raussetzung dafür, dass Politiker etwas
durchsetzen können, sind Wählerstimmen.

ICH WILL WÄHLEN
Dunckerstr. 11, 10437
Berlin, 030 / 44 797 22
www.ich-will-waehlen.de
info@ich-will-waehlen.de

!

ARBEITSTREFFEN ZUM START DER
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Ich denke, dass es nicht nur die
Erwachsenen etwas angeht, wel-
che Partei gerade an der Macht
ist! In der Familienpolitik und in

schulischen Angelegenheiten zum
Beispiel finde ich es mehr als
angebracht, auch die Stimme
Minderjähriger einzubeziehen!

MARIANNE SEIDLER (15)
Berlin

JULIAN GRABLER (14)
Augsburg / Bayern

UNTERSCHRIEBEN
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Ich denke zwar nicht, dass man
allein mit Wählen zur Zeit viel
bewegen kann, doch ein Wahl-
recht ab Null wäre ein Schritt in
Richtung Gleichberechtigung von
Kindern und Erwachsenen. Ich
hoffe, dass dann endlich eine
Diskussion über BE- statt ER-

ziehung und über Menschenrechte
in Schule in Gang kommt.

WARUM WÄHLEN WIR EIGENTLICH?

In Artikel 20 des Grundgesetzes (GG)
heisst es "Alle Staatsgewalt geht vom Vol-
ke aus". Das ist der demokratische Grund-
satz schlechthin. Die spannende Frage ist
dabei: Wie geht das von statten, dass vom
Volk die Staatsgewalt "ausgeht"? In der
Bundesrepublik scheint es oft so, als seien
die Wahlen zu Bundestag, Landtag und
Kommunalvertretungen die einzige Art und
Weise, wie die Staatsgewalt vom Volk aus-
gehen könne. Das heisst, Demokratie be-
stünde schlechthin nur darin, ab und an zu
wählen. Das legt nahe zu denken: Demo-
kratie = Personen wählen. Und wenn man
dann wissen will, was zu Wahlen im Grund-
gesetz steht, liest man: "Wahlberechtigt ist,
wer das achtzehnte Lebensjahr vollendet
hat" (Artikel 38 Abs.2 GG). Weitere Fra-
gen stellen sich dann nicht.

Aber: Die Sache sieht anders aus, wenn man
sich überlegt, was genau Wahlen mit De-
mokratie zu tun haben. Dafür müssen wir
zum demokratischen Grundsatz zurück-
kehren: "Alle Staatsgewalt geht vom Volke
aus." - Warum ist das eigentlich der demo-
kratische Grundsatz? Das hat nicht irgend-
jemand mal so festgelegt, sondern das kann
man begründen. Die Begründung geht so:

ALLE SOLLEN FREI SEIN

Am Anfang steht die Auffassung, dass alle
Menschen frei sein sollen. Es ist nur eine
andere Formulierung für diese Auffassung,
wenn man sagt, jeder Mensch soll sich selbst
bestimmen können. (Darin unterscheidet
sich übrigens der Mensch von den Dingen:
Die Dinge können sich nicht selbst bestim-
men, sondern sie unterliegen Naturgeset-
zen.)

Wenn sich aber jeder Mensch so verhält,
wie er es allein für richtig hält, dann kommt
er früher oder später mit seinen Mitmen-
schen ins Gehege. Dieser Konflikt zwischen
den Menschen muss irgendwie gelöst wer-
den, indem der Selbstbestimmung jedes ein-
zelnen zugunsten der Selbstbestimmung
der anderen Grenzen gesetzt werden. Wenn
man den Konflikt nämlich nicht löst, dann
setzt sich der Stärkere durch. Das ist uner-
freulich, weil sich dann nur noch der Stär-
kere selbst bestimmen kann, also nur noch
der Stärkere frei ist, während sich die Schwä-
cheren nach seinem Willen richten müssen.
Es gibt nur eine Alternative: Alle müssen
gemeinsam und gleichberechtigt mitbestim-

men, welche Grenzen die Selbstbestim-
mung des einzelnen hat.

Wenn man sich nicht einigen kann, muss
man abstimmen, wobei jede Stimme
gleichviel zählt. Es sind nur diejenige Gren-
zen mit der Freiheit des einzelnen verein-
bar, an deren Festlegung er selbst und
gleichberechtigt mit allen anderen mitge-
wirkt hat. Und weil die Einhaltung dieser
Grenzen bisweilen mit staatlicher Gewalt
durchgesetzt werden muss, fasst Artikel 20
diesen ganzen Gedankengang auf  die For-
mel "Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus".

Kamen bisher Wahlen vor? - Nein. Es ging
um Regelungen, die die Freiheit der Men-
schen untereinander in einen Ausgleich
bringen. Wahlen sind nichts als ein Hilfs-
mittel, um diese Regelungen zu treffen. Es
gibt nämlich ziemlich viel zu regeln und
manchmal sind die Fragen inhaltlich sehr
schwierig, so dass sich nicht alle Menschen
gleichermaßen damit angemessen befassen
können. Darum werden Leute gewählt, de-
nen der Erlass der konkreten Regelung
vertretungsweise überlassen werden soll.
Das ist bisweilen sicher vernünftig, aber
man muss sich trotzdem immer vor Augen
halten: Wahlen sind eine pragmatisch be-
gründete Abweichung vom demokratischen
Grundsatz, dass alle Menschen gleichbe-
rechtigt an den Regelungen, die ihre Selbst-
bestimmung begrenzen, selbst mitwirken
sollen.

BESCHEIDENER REST
EINER FUNDAMENTALEN IDEE

Die Wahlen in der Bundesrepublik sind der
bescheidene Rest der fundamentalen Idee
von Selbstbestimmung, also der Idee von
Freiheit der Menschen in ihrem Zusam-
menleben untereinander. Das bedeutet: Wer
von den Wahlen ausgeschlossen ist, ist von
diesem Rest ausgeschlossen. Wer nicht wäh-
len darf, ist im Verhältnis zu allen anderen,
die wählen dürfen, selbst dieser bescheide-
nen Freiheit beraubt.

Darum ist das Recht zu wählen hierzulande
das fundamentale Recht schlechthin. Es ist
das Eine, dass diese bescheidene Freiheit
für alle z.B. durch Volksabstimmungen er-
weitert werden muss. Aber es ist das Ande-
re und Skandalösere, dass einigen sogar die-
ses fundamentale Recht verweigert wird.

Meiner Meinung nach wird zuwe-
nig Wert auf die politischen An-
sichten der Jugendlichen gelegt.
Um das zu ändern habe ich hier

unterschrieben.

WIENKE LINDEMANN (16)
Westerdeichstrich / SH

!Dass Wahlen zur Demokratie gehören, ist bekannt. Es ist so bekannt, dass manche gar
nicht wissen, warum das so ist. Das ist meistens auch egal. Wichtig wird der Zusam-
menhang von Demokratie und Wahlen aber bei der Frage, auf  die die Kampagne
ICH WILL WÄHLEN zielt: Wer darf  an Wahlen teilnehmen und wer nicht?
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„Erst nachdem die Frauen und die Farbigen laut
genug geschrien hatten, wurde ihnen endlich
der Status von Unterdrückten zuerkannt. An die
Kinder denkt dabei bisher noch niemand, denn
sie schweigen still. Von allen Unterdrückten, die
der Sprache mächtig sind, haben die Kinder am
wenigsten zu sagen. Die Schreie und Wutanfäl-
le, die aus dieser Bevölkerungsgruppe zu ver-
nehmen sind, werden nicht als Protest verstan-
den, sondern als naturgegebene Tatsache.
Kinder schreien eben. Aber kein Lebewesen
schreit ohne Grund.“

„Die Erwachsenen müssen Kinder so behandeln,
wie sie es selbst in ihrer Kindheit gerne gehabt
hätten: als vollwertige Menschen mit eigenen
Wünschen, Bedürfnissen und auch eigenen
Rechten. Der Staat kann eine solche Einstellung
nicht erzwingen, sondern nur die Voraussetzun-
gen dafür schaffen.“

„Man wußte nicht, ob man lachen oder weinen
sollte, als Franz Alt in "Report" eine Begegnung
von Sicherheitsexperten aus Politik, Wissen-
schaft und Kirche präsentierte. Staunen und
sich über alle Maßen freuen konnte man sich
über die Klugheit, ja Weisheit der 6- bis 10jähri-
gen Jungen und Mädchen, über ihre ins Schwar-
ze treffenden Fragen und Feststellungen, die
ebenso echtes, unverbildetes Empfinden wie
frappierendes Informiertsein verrieten.“

Florian Rödl (29)
studierte Rechtswissenschaft und Philosophie.

Zwei Jahre gehörte er dem Bundesvorstand von
JungdemokratInnen/Junge Linke  an

Frankfurter Rundschau
vom 31. Juli 1986

Demokartie als Auftrag
Broschüre der Bundesregierung, Mai 1979

Christiane Rochefort (1999)
Kinder unserer Zeit. Suhrkamp/Ffm

DER GEDANKE ZUR
GLEICHBERECHTIGUNG
Vor dem Gesetz sind alle Men-
schen gleich. Dieser Grundsatz
soll die Unterschiede zwischen
den Menschen nicht auslöschen,
sondern schützen. Obwohl die
Menschen unterschiedlich sind,
sind sie gleichberechtigt. Und weil
die Menschen unterschiedlich
sind, sind sie gleichberechtigt (...)
In Gesellschaften, die die Men-
schenrechte ernst nehmen, soll
sich kein Mensch minderwertig
fühlen müssen. Die Subjektivität,
die Würde jedes Menschen soll
anerkannt, geachtet und ge-
schützt sein. Weil in dieser Hin-
sicht die Gleichheit der Menschen
gelten soll, ergibt sich daraus die
Gleichberechtigung aller Men-
schen. Dabei spielt die Leistungs-
fähigkeit des Körpers und des
Verstandes (auch etwa des Geld-
beutels) keine Rolle.

ARGUMENTIERT
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Es ist unverantwortlich, dass man
wegen seines Alters aus dem
politischen Geschehen ausge-

schlossen wird.

MATHIAS BADER (17)
Schwäbisch Gmünd / BaWü

GEORG FRANKL (16)
Bessenbach / Bayern

Eine lebendige Demokratie kann
es sich nicht leisten, einen wichti-

gen Teil ihrer Bürgerinnen und
Bürger auszuschließen!

Warum habt Ihr Euer Wahlrecht
eingeklagt?
Unserer Meinung nach, gibt es keinen
Grund, Kinder und Jugendliche vom Wahl-
recht auszuschließen. Das Recht auf  poli-
tische Mitbestimmung ist ein demokrati-
sches Menschenrecht. In einer Demokra-
tie muss gelten, dass alle Menschen, die von
Entscheidungen betroffen sind, sich am
Zustandekommen dieser Entscheidungen
beteiligen können, und das geschieht
hierzulande durch Wählen.
Zur Zeit werden die Interessen von jungen
Menschen in der Politik nur unzureichend
berücksichtigt. Dies wird sich erst ändern,
wenn Kinder und Jugendliche das Wahl-
recht haben. Schließlich wollen alle Partei-
en auch von den Kindern und Jugendlichen,
die dann 20% Wählerpotential darstellen,
gewählt werden. Wir gehen davon aus, dass
dann alle Parteien kinderrechtliche Forde-
rungen in ihre Programme aufnehmen wer-
den.
Außerdem wollen wir auf  die auch in an-
deren Bereichen schlechte Rechtsstellung
von Kindern hinweisen.

Ab wann soll man wählen dürfen?
Unsere Forderung ist das Wahlrecht ohne
Altersbeschränkung. Das heißt: Jeder, der
will, soll wählen dürfen. Genau wie es kei-
ne gesetzliche Diskriminierung aufgrund
der Hautfarbe, des Geschlechts, der Religi-
on oder wegen Behinderungen gibt, sollte
es auch keine aufgrund des Alters geben.
Demokratie bedeutet, dass keiner ausge-
grenzt wird: Ein Mensch - eine Stimme. Im
Gesetz ist deshalb die "Allgemeinheit" der
Wahlen festgeschrieben worden.

Sollen dann auch Säuglinge an die
Urne gehen? Das geht doch nicht.
Wir werden immer wieder, manchmal spöt-
tisch, auf  diesen Punkt angesprochen. Ver-
mutlich werden die meisten kleinen Kin-
der nicht wählen gehen. Es handelt sich um
ein Recht und nicht um eine Verpflichtung.
Und auch die Unfähigkeit eines Menschen,
zur Wahl zu gehen, darf  – egal wie alt er ist
– nicht dazu führen, daß man ihm das Recht
dazu auch noch wegnimmt. Eine neue Al-
tersgrenze bei zum Beispiel 5 Jahren könn-
te nicht prinzipiell begründet werden und
bliebe undemokratisch.

Wollen Kinder überhaupt wählen?
Darum geht es nicht. Soll man etwa das
Demonstrationsrecht abschaffen, weil die
meisten Menschen nie an einer Demonst-
ration teilnehmen? Auch Frauen wollten
mehrheitlich nicht wählen, als das Frauen-
wahlrecht eingeführt wurde. Wahlrecht
heisst ja nur, dass man wählen darf. Ob man
dann tatsächlich an der Wahl teilnimmt, ist
einem freigestellt.

Meint Ihr nicht, dass Kinder viel zu
leicht zu beeinflussen sind?
Alle Menschen beeinflussen sich ständig.
Und in dem Sinn ist es wichtig, dass Kin-
der und alle anderen Menschen beeinfluss-
bar sind, denn sonst wären Wahlen, oder
zumindest Wahlkämpfe völlig überflüssig.
Natürlich besteht die Gefahr, dass man
absichtlich falsch informiert wird. Auch al-
ten Menschen, die vielleicht schon senil
geworden sind, kann dies leicht passieren;
deswegen wird ihnen aber nicht das Wahl-

recht entzogen. Wahrscheinlich sind Kin-
der sogar durchschnittlich in erhöhtem
Maße beeinflussbar und leichter manipu-
lierbar als erwachsene Menschen. Das liegt
u.a. auch daran, dass viele sich vorher nur
sehr wenig politische Gedanken gemacht
haben. Warum auch? Sie hatten ja bisher
keinen Grund dazu, da sie sowieso nicht
gefragt wurden.
Jedenfalls wird es den Parteien nicht so
leicht gelingen, Kinder mehr zu belügen als
Erwachsene, weil diese Lügen von der Ge-
genpartei aufgedeckt werden und damit für
die Lügnerpartei zu Stimmenverlust führen.
In dem Zusammenhang fällt uns immer das
Märchen "Des Kaisers neue Kleider" ein,
in dem erst ein Kind der ganzen Verlogen-
heit ein Ende gemacht hat. Die Erwachse-
nen mit ihrer ganzen Lebenserfahrung ha-
ben sich von dem Lügner "beeinflussen"
lassen...
Gegebenenfalls müsste der Wahlkampf  re-
guliert werden, statt Kindern das Wahlrecht
wegzunehmen.

Durch Wahlen ändert sich doch
sowieso nichts - wird häufig gesagt.
Erstens wäre selbst dies kein Grund, Kin-
der auszuschließen. Und zweitens gehen wir
davon aus, dass sich die Parteiprogramme
im Sinne der Kinder ändern würden, auch
bei gleichbleibenden Prozentanteilen der
verschiedenen Parteien.

Glaubt Ihr denn, dass sich durch
das Kinderwahlrecht viel verbessern
wird?
Das ist uns eigentlich die wichtigste Frage,
weil das Kinderwahlrecht unserer Meinung
nach viele positive Auswirkungen hat. Da
wäre das Selbstbewusstsein der Menschen
unter 18, das natürlich steigen würde. Viele
Erwachsene würden junge Menschen mit
ganz anderen Augen sehen. Plötzlich ha-
ben die Ansichten der Kinder einen viel hö-
heren Wert. Vor allem die Folgen der jetzi-
gen politischen Entscheidungen, die erst in
vielen Jahren wirksam werden, würden
mehr beachtet werden. Eigenschaften, die
mit dem Alter eher nachlassen, würden
durch die von uns angestrebte Änderung
des Wahlrechts eine größere Rolle spielen:
Neugierde, Offenheit, Gerechtigkeitssinn,
Phantasie, Zärtlichkeit, Lebensfreude, Kre-
ativität, Verletzbarkeit... Durch das Ernst-
nehmen der Forderungen von Kindern und
Jugendlichen, was das Wahlrecht ja darstellt,
würden sich auch erwachsene Wähler be-
einflussen lassen. Die Mitbestimmung jun-
ger Menschen ist nach unserer Überzeu-
gung eine Bereicherung für jede Gesell-
schaft.

WAHLRECHT OHNE ALTERSGRENZE
!Häufig gestellte Fragen und Antworten der KinderRÄchTsZÄnker, die zwischen

1995 und 2000 das Wahlrecht für Unter18jährige vor Gericht einzuklagen versuchten

WIDERSPRUCH IM
GRUNDGESETZ?
Das Wahlrecht ergibt sich in
Deutschland aus Artikel 20 des
Grundgesetzes (GG):
Art. 20 (1) Die Bundesrepublik ist
ein demokratischer und sozialer
Bundesstaat. (2) Alle Staatsge-
walt geht vom Volke aus. Sie wird
vom Volke in Wahlen und Abstim-
mungen (…) ausgeübt.

Der Artikel 20 ist eine "Staats-
fundamentalnorm". Das ergibt
sich aus Art. 79 (3):
"Eine Änderung dieses Grundge-
setzes, durch welche die Gliede-
rung des Bundes in Länder, die
grundsätzliche Mitwirkung der
Länder bei der Gesetzgebung
oder die in den Artikeln 1 und 20
niedergelegten Grundsätze be-
rührt werden, ist unzulässig."
Demgegenüber ist der Art. 38 (2)
keine Staatsfundamentalnorm:
„Wahlberechtigt ist, wer das acht-
zehnte Lebensjahr vollendet hat;
wählbar ist, wer das Alter erreicht
hat, mit dem die Volljährigkeit
eintritt.“

Das politische Grundrecht nach
Artikel 20 wird durch Art. 38 (2)
vorenthalten. Einige Verfassungs-
rechtler (z.B. Roman Herzog,
ehemaliger Präsident des Bundes-
verfassungsgerichts) sind der
Ansicht, daß Artikel 20 aufgrund
seines "Ewigkeitswerts" eine
Staatsfundamentalnorm und
deshalb höher zu bewerten ist.

ARGUMENTIERT

UNTERSCHRIEBEN

WAHLALTERSGRENZEN
Das Wahlalter von 18 Jahren ist
keine Naturkonstante. Zu anderen
Zeiten und an anderen Orten haben
für das Wahlrecht auch schon an-
dere Altersgrenzen gegolten.
Im Preußen lag das Wahlalter von
1849 bis 1918 bei 24 Jahren; bei
den Reichstagswahlen im Norddeut-
schen Bund (1867-1871) und im
darauffolgenden Kaiserreich (1871-
1918) betrug es 25 Jahre. Als 1918
die Republik ausgerufen wurde,
durften erstmals Frauen und Ju-
gendliche ab 20 Jahren wählen. Mit
Gründung der Bundesrepublik
Deutschland wurde das Wahlalter
auf 21 Jahre angehoben, und
schließlich 1972 auf 18 Jahre ge-
senkt. Das Alter für die Volljährig-
keit lag übrigens bis 1975 weiterhin
bei 21 Jahren, so daß zeitweise
Minderjährige zum Bundestag
wahlberechtigt waren.
Im Jahr 1996 senkte die rot-grüne
Landesregierung von Nieder-
sachsen das Wahlalter für Kommu-
nalwahlen auf 16 Jahre. Es folgten
Schleswig-Holstein, Mecklenburg-
Vorpommern, Sachsen-Anhalt und
Nordrhein-Westfalen. Auch in Hes-
sen war das Wahlalter 1998 auf 16
Jahre gesenkt worden, die CDU-
FDP-Regierung von Roland Koch
hob es jedoch wieder auf 18 Jahre
an.
Auf internationaler Ebene herrscht
überwiegened (und in Europa fast
ausschließlich) Wahlalter 18. Eine
Reihe von afrikanischen und asiati-
schen Staaten hat die Grenze auf
21 bzw. 20 Jahre festgelegt. Als
erstes Land senkte 1988 Brasilien
das Wahlalter auf 16 Jahre, auch in
Nicaragua liegt es bei 16, in
Indonesien und den Seychellen bei
17 Jahren.

ZURÜCKGEBLICKT

GLEICHBERECHTIGUNG

Weitere Fragen
und Antworten:
www.kraetzae.de/2wfrag.htm

Informationen, Doku-
mentationen und Kom-
mentare zum Wahlrecht
ohne Altersgrenze:
www.kraetzae.de/wahl.htm

!

K.R.Ä.T.Z.Ä.
VOR GERICHT
Von 1995 bis 2000  klagten die
KinderRÄchTsZÄnker
(K.R.Ä.T.Z.Ä.) vor Gericht gegen
die Altersgrenze beim Wahlrecht.
Einzelne Mitstreiter der Gruppe
forderten zweimal vor dem Bun-
desverfassungsgericht und einmal
vor dem Berliner Verwaltungs-
gericht ihr Wahlrecht ein. Am
Ende verwarf das Bundesverfas-
sungsgericht im November 2000
die Beschwerde gegen die
Wahlaltersgrenze als "unbegrün-
det".

Die zwei Argumente des obersten
deutschen Gerichts sind, daß es
(1) schon immer eine Altersgren-
ze gegeben habe und (2) Ver-
fassungsprinzipien (in diesem
Fall: "Alle Staatsgewalt geht vom
Volk aus") sich nicht rein verwirk-
lichen lassen. Ausnahmen sind
solange zulässig, sofern sie auf
das "unvermeidbare Minimum
beschränkt" sind, womit in unse-
rem Fall also die Altersgrenze von
18 Jahren gemeint ist.

 Mit diesem Urteil war der Rechts-
weg in Deutschland zu Ende.

GEKLAGT
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Ich habe immer wieder betont, daß ich eine
Herabsetzung des Wahlalters durchaus be-
fürworte. Über eine Altersgrenze bei 16
oder auch 14 Jahren bin ich bereit zu dis-
kutieren.
Allerdings halte ich ein allgemeines Wahl-
recht für Kinder ohne Altersgrenze, also
auch für Sechsjährige und darunter nicht
für richtig.

ÜBER EINE ALTERSGRENZE BEI 16 ODER
AUCH 14 JAHREN BIN ICH BEREIT ZU
DISKUTIEREN

Ich bin nicht bereit zu ignorieren, daß die
Menschen sich entwickeln können müssen.
Selbstverständlich stehen allen Menschen,

Vor dem Start der Kampagne und auch
später haben wir bei verschiedenen Ver-
bänden, Organisationen und Parteien
angefragt, ob sie uns unterstützen
möchten - so auch bei allen Landes-
verbänden der Jungen Union. Von ei-
nem bekamen wir folgende Antwort.

„Mitnichten werde ich diese Kampagne un-
terstützen, da ich keinerlei Korrelation zwi-
schen einem Wahlalter unter 18, der kon-
servativen Parteilinie und meinem logischen
Empfinden in Sachen Kinderwahl feststel-
len kann. Es ist förmlich unfassbar für mich
das sich jemand unter dem Deckmantel der
Schülerunion* an Mitglieder der Jungen
Union heranschleicht, um sie für einen
ursozialistischen Grundgedanken einzuge-
meinden.

UNTERSTÜTZEN HIESSE
MIT LOGIK BRECHEN

Es ist allseits bekannt, dass die gesamte Lin-
ke ständig versucht die am niedrig-
schwelligsten erreichbaren Menschen für
ihre parlamentarische Legitimation einzu-

„URSOZIALISTISCHER
  GRUNDGEDANKE“

„WAHLRECHT FÜR SECHSJÄHRIGE
  HALTE ICH NICHT FÜR RICHTIG“

also auch allen Kindern, grundsätzlich die
Grund- und Menschenrechte zu; aber die
Beteiligungsrechte können durchaus von
einer Entwicklungsreife abhängig gemacht
werden. Das gilt für das aktive Wahlrecht
genauso wie für das passive und die Mög-
lichkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter.
Zu Recht berücksichtigen auch andere Ge-
setze, etwa die, die Pflichten von Menschen
in der Gesellschaft festlegen, auch die noch
nicht vollendete Entwicklung von Kindern
entsprechend ihrem Alter. Auch daran will
ich nichts ändern.

Hans-Christian Ströbele ist seit 1985 Mitglied
der Partei Bü’90/Grüne, für die er seit 1998

wieder im Bundestag sitzt. Er ist 62 Jahre alt.

!Antwortpost aus einem Landesverband der Jungen Union

spannen sucht und damit dem Erstarken
aller Linken in gewählten Parlamenten zu
trachten gedenkt. Damit einher gehen The-
men wie Legitimation von weichen Dro-
gen etc. die gerade Jugendliche in ihrer cha-
rakterlichen Entwicklungsphase als einen
ungemein wohlgemeinten Vorschub an per-
sönlicher Freiheit verstehen. Leider bin ich
nicht bereit, das Schicksal dieses Landes in
die Mitspracherechte von Menschen zu le-
gen, die mit ihrer punktuellen Erfahrung
und ihrer Rechtsfähigkeit einer derartigen
Verantwortung wie dem Wahlrecht kaum
gerecht werden und leider nur allzuoft
Raum für Radikalismus in jeder politischen
Ausrichtung bieten, als auch Flüchtigkeit in
Handeln und Denken zu bieten haben.
Keineswegs entsage ich der Diskussion über
dieses Thema, jedoch sie zu unterstützen
hieße mit Logik brechen.“

* hier handelt es sich wahrscheinlich um ein
Missverständnis. Wir haben die Junge Union

wie auch die Schülerunion per E-Mail über die
Kampagne ICH WILL WÄHLEN

informiert.

! Politiker Ströbele: Beteiligungsrechte je nach Reife von Kindern

DEINE STIMME ZÄHLT - NUR WENN DU EINE HAST
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Viele Leute unter 18
Jahren haben genauso
wie die Erwachsenen
ihre eigene Meinung
über Politik. Viele Er-
wachsene wissen auch
gar nicht, was die Ju-
gendlichen wirklich
wollen, in Sachen Bil-
dung, Gesundheit usw.

Solange für mich etwas
entschieden wird, will
ich immerhin noch
mitreden und eigene
Argumente bringen
können.

THOMAS STAMMEL  (17)
Obrigheim / BaWü

FRANZISKA GEHRKE (17)
Bremen

Wahlrecht für Kinder -
Eine Streitschrift
Im demnächst erscheinenden
Buch „Wahlrecht für Kinder -
Eine Streitschrift“ begründet der
Autor einen Vorschlag zur Ände-
rung des Wahlrechts für Men-
schen unter 18 Jahren. Ein Plä-
doyer mit überraschenden Argu-
menten aus verfassungs-
rechtlicher, kinder- und jugend-
politischer, menschenrecht-
licher, demokratietheoretischer
und kinderpartizipativer Sicht.
Er stellt praktische Schritte zur
Umsetzung der Idee vor und
geht dabei auf  typische Fragen
und verbreitete Vorbehalte ein.

Das Buch liefert Jugendlichen
und Eltern, Lehrern, Sozialpäd-
agogen und Sozialarbeitern, So-
ziologen, Journalisten, Juristen
und Jugend- und Kommunalpoli-
tikern umfassende Argumente.
So können Leser/innen in den
Diskussionen zur Beteiligung
von Kindern und Jugendlichen
überzeugen, von unbefriedigen-
den Kompromissen Abstand
nehmen und für Gerechtigkeit im
Zusammenleben mit Kindern
und Jugendlichen streiten.

Mike Weimann: WWWWWahlrahlrahlrahlrahlrecececececht fürht fürht fürht fürht für
Kinder - Eine StrKinder - Eine StrKinder - Eine StrKinder - Eine StrKinder - Eine Streitsceitsceitsceitsceitschrift.hrift.hrift.hrift.hrift.
Beltz Weinheim,
Berlin, Basel 2002.
112 Seiten. Broschiert. EUR 10,-
ISBN 3-407-56205-5

FÜ
R 

AL
TE

RS
GR

EN
ZE

ANZEIGE



KAMPAGNENBÜRO, DUNCKERSTR. 11, 10437 BERLIN 5ICH-WILL-WAEHLEN.DE

Kinder sind zweifelsfrei Menschen. Des-
halb haben auch sie eine unantastbare Men-
schenwürde - die gleiche unantastbare Men-
schenwürde wie alle erwachsenen Men-
schen. Eine Unterschiedlichkeit ihrer Men-
schenwürde wäre schlicht unbegründbar.
Sonst müßten wahrscheinlich auch Frauen
und Männer eine unterschiedliche Men-
schenwürde haben, kluge und weniger klu-
ge, behinderte und nicht behinderte, arme
und reiche, und überhaupt alle Menschen
müßten unterschiedliche Menschenwürden
haben. Das wäre natürlich Unsinn. Alle
Menschen haben die gleiche Menschenwür-
de. Und allgemein werden die Menschen-
rechte aus dieser Menschenwürde hergelei-
tet. Da alle Menschen in ihrer Menschen-
würde gleich sind, wäre es sehr unlogisch,
wenn einige Menschen weniger Menschen-
rechte hätten als andere. Deshalb haben alle
die gleichen Menschenrechte - auch Kin-
der.

Es ist grundsätzlich ungerecht, Menschen
aufgrund einer Eigenschaft zu diskriminie-
ren, für die sie nichts können. Nicht nur

MENSCHENRECHTE NACH ALTER?

GEGEN ALTERSGRENZE

Wie bist du als Philosoph auf  das
Thema Wahlalter gekommen?
Seit Anfang der siebziger Jahre habe ich
über die Rechte der Kinder nachgedacht.
Ich bin ausgegangen von der philosophi-
schen Bedeutung der Geburt, der frühkind-
lichen Spontaneität und von den Mecha-
nismen ihrer gesellschaftlichen Eindäm-
mung und Abtötung durch unser Schulsys-
tem.

SOZIALISATION DER KINDER
BERUHT AUF IHRER ENTRECHTUNG

Immer klarer ist mir dabei zu Bewusstsein
gekommen, dass die ganze Sozialisation der
Kinder auf  der Schiene ihrer Entrechtung
läuft. Hier wurde mir der Gedanke der
Menschenrechte wichtig. Wenn es
überhaupt Menschenrechte gibt, dann
müssten es Rechte sein, die allen Menschen
zukommen und nicht bloss bestimmten Le-
bensaltern. Da die Mitbestimmung eines
der grundlegenden Menschenrechte ist, zog
ich die Konsequenz: Mitbestimmungsalter
Null (...) In der politischen Mitbestimmung
genügt das Wahlrecht nicht, sondern es geht
um direkte Mitbestimmungsrechte auch
noch, nämlich um das Referendums- und
das Initiativerecht sowie um das Ab-
stimmungsrecht in einem weiten Sinn.

Was würde sich Deiner Meinung
nach ohne eine Wahlaltersgrenze in
Gesellschaft und Politik verändern?
Die Macht der Kinder müsste ernst genom-
men werden. Die Kinder bekämen eine

Geschlecht, Hautfarbe, Behinderung und
Staatsangehörigkeit sind solche Eigenschaf-
ten, sondern auch das Alter eines Men-
schen. Einen Menschen aufgrund seines
Alters rechtlich zu benachteiligen, ist kein
bißchen besser, als ihn aufgrund seiner
Hautfarbe zu diskriminieren.

RECHT UNGLEICH TÄTIGKEIT

Daß Kinder im allgemeinen weniger Fähig-
keiten haben als Erwachsene, kann in kei-
nem Fall ein Argument sein, um Kindern
Rechte vorzuenthalten. Es ist wichtig, sich
klar zu machen, daß ein Recht und eine
Tätigkeit nicht das selbe sind. Ein (Men-
schen-)Recht zu haben, heißt, daß man an
einer Handlung nicht gehindert werden
darf. Es heißt nicht, daß man die Hand-
lung jemals begehen muß. Es heißt nicht
mal, daß man körperlich und geistig dazu
überhaupt fähig sein muß. Das Recht auf
freie Meinungsäußerung beispielsweise ver-
pflichtet niemanden, sich zu einer Thema-
tik zu äußern; es stellt nur klar, daß nie-
mand daran gehindert werden darf  (...)

Der Grundgedanke der Menschenrechte ist
der Schutz Schwächerer. (...) Der Schwä-
chere bekam ein Recht, d. h. er durfte be-
stimmte Handlungen begehen. Daran durf-
te ihn keiner hindern, also auch der Starke
nicht. Natürlich durfte auch der Starke nicht
unterdrückt werden. Also bekam auch er
das Recht, das der Schwache bekommen
hatte. Keiner von beiden mußte nun mehr
befürchten, vom anderen unterdrückt zu
werden. (...) Selbstbestimmung in Berei-
chen, die nur den Einzelnen angehen und
Mitbestimmung in Bereichen, die alle an-
gehen. Das sind die Grundprinzipien von
Freiheit, Menschenrechten und Demokra-
tie.

SCHUTZ DURCH WENIGER RECHTE?

Schutz darf  grundsätzlich nie bedeuten,
daß die Rechte der zu schützenden Person
eingeschränkt werden. Gegebenenfalls ist
sie von einigen Pflichten zu entbinden, oder
erhält in einzelnen Situationen zusätzliche
Rechte aufgrund ihrer verminderten Fähig-
keiten. Rollstuhlfahrern z.B., die ja in ihrer

Lobby unter den Politiker/Innen. Die dis-
kriminierenden Momente in der Gesetzge-
bung würden verschwinden. Man lernt
nicht durch Abstinenz, sondern durch
Übung.

In einem Interview sagst Du, dass
das 21. Jahrhundert die Emanzipation
des Kindes hervorbringen wird.
Denkst Du, dass es zur Gleichberech-
tigung zwischen Kindern und
Erwachsenen kommen wird?
Die Unterdrückung wird bereits beim Na-
men genannt, und eine Theorie der Befrei-
ung ist im Entstehen begriffen. Ich zweifle
nicht daran, dass die Kinder bald ihre Rech-
te auch einfordern werden. Die alte Positi-
on der Erwachsenen aber wird sich argu-
mentativ und menschenrechtlich als so
schwach erweisen, dass sie aufgegeben wird.

Siehst du irgendwelche Gründe,
warum Diskriminierung aufgrund des
Alters - anders als aufgrund des
Geschlechts oder einer Behinderung -
noch in keinem Gesetz verboten
wurde?
Der Hauptgrund liegt in der negativen
Definition des Kindes: das Kind wurde in
allen Kulturen als ein Noch -Nicht verstan-
den. Es ist noch nicht reif, noch nicht ver-
nünftig, noch nicht verantwortungsfähig
usw. Die Definitionsmacht lag allein bei den
Erwachsenen, die sich selber und nur sich
für reif, verantwortungsfähig usw. hielten.
Sobald die negative Definition durch eine
menschenrechtliche ersetzt wird, verliert die

ment in politische Fragen gar nicht
erst aufkommt?
Nein, das kann ich nicht verstehen. Denn
das trifft Jungwähler nicht mehr als Alt-
wähler.

Kann wirkliche Mitbestimmung
von Kindern helfen, dass Politik
wieder vom Bürger ausgeht und
eigentlich von ihm gemacht wird?
Die Mitbestimmung der Kinder soll dazu
beitragen, dass niemand mehr von der Mit-
bestimmung ausgeschlossen wird. Das so-
ziale und ökologische Engagement wird
wahrscheinlich zunehmen. Aber die Kin-
der sind eine Minderzahl. Sie können das
politische System nicht retten, aber ein
bisschen gerechter machen.

DAS KIND IST EIN NOCH-NICHT

Diskriminierung auch jeden Schein einer
Legitimation.

Wie erklärst Du Dir, dass viele
Unter18jährige gar nicht wählen
wollen?
Ich komme aus einem Land, in dem auch
die Mehrheit der Über18jährigen nicht wäh-
len geht. Das freiwillige Nicht-Gehen ist
rechtlich weniger schlimm, als das erzwun-
gene. Im übrigen haben wir die Kinder zur
politischen Abstinenz trainiert.

Viele lehnen unser politisches
System gänzlich ab und wollen sich
nicht von anderen vertreten lassen.
Warum also ein Wahlrecht?
Es gibt viele Gründe, ein politisches Sys-
tem abzulehnen, in dem man nur seine Ver-
treter/Innen wählen kann, die übrigens von
den Parteien auch vorgewählt sind. Ich kann
die Ablehnung durchaus verstehen. Es gibt
aber auch Gründe, das Repräsentations-
System für gut zu halten. Repräsentations-
Demokratien arbeiten in der Regel effizi-
enter und oft mit größerer Kompetenz als
direktere Formen der Demokratie. Trotz-
dem scheint mir, die Europäische Union
sollte durch eine direktdemokratische Öff-
nung die Mitbestimmung für junge Men-
schen attraktiver machen.

Kannst du die Angst verstehen,
dass maßlose Werbung und Konsum,
die sich gerade auch eine Politik zu
Nutzen macht, viele Jungwähler
verblöden lässt, so dass ihr Engage-

! Im Jahr 1948 verabschiedete die UNO die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte. Dazu gehören nicht nur das Recht
auf  Leben und körperliche Unversehrtheit, sondern z.B. auch der Schutz der Privatsphäre, die Versammlungs- und
Vereinigungsfreiheit etc. Zum 50. Jahrestag, im Dezember 1998, veröffentlichten die KinderRÄchTsZÄnker
(K.R.Ä.T.Z.Ä.) ihren Menschenrechtsreport „Die Diskriminierung des Kindes“, aus dem wir hier einen Auszug abdrucken.

Fähigkeit sich fortzubewegen eingeschränkt
sind, wird nicht etwa das Autofahren ver-
boten, sondern ihnen wird dabei geholfen.
(...) Für Kinder und Jugendliche muß das
selbe gelten.

Das jetzige Prinzip, Kindern mit zuneh-
mendem Alter mehr Rechte zu geben, ist
völlig falsch, weil so die Rechte nur denen
gegeben werden, die ohnehin schon "stark"
sind, sie aber denen vorenthalten werden,
die "schwach" sind und sie daher am drin-
gendsten brauchen.(...) Die Gleichberech-
tigung wirklich aller Menschen wird sicher
nicht sämtliche Probleme der Menschheit
lösen. Aber nach der - zumindest gesetzli-
chen - Gleichberechtigung der Frauen, der
Schwarzen und der Menschen mit Behin-
derung wäre die Gleichberechtigung der
Kinder ein logischer, konsequenter und
dringend gebotener Schritt.

!Kinder werden ihre Rechte einfordern und die Position der Erwachsenen werde sich als so
schwach erweisen, dass sie aufgegeben wird. Aber die Mitbestimmung von Kindern kann
das politische System nicht retten, nur gerechter machen, meint Philosoph Hans Saner.

!
K.R.Ä.T.Z.Ä-
Menschenrechtsreport
www.kraetzae.de/report.htm

!
Saner, Hans:
Geburt und Phantasie.
Von der natürlichen
Dissidenz des Kindes.
Basel 1979, 3. Aufl. 1995

Dr. Hans Saner studierte u.a. Philosophie,
Psychologie in Lausanne und Basel. 1962-69

war er Privatassistent von Karl Jaspers. Er
arbeitet überwiegend als freischaffender Philosoph

und hat zahlreiche Bücher verfasst.
Er ist 67 Jahre alt.
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Zu einer Stärkung der Rechte junger Men-
schen gehört eben auch die Herabsetzung
des Wahlalters. Nicht nur, weil die Grenze
von 18 Jahren eine Vielzahl Jugendlicher au-
tomatisch ausschließt, und das in einer Pha-
se, in der sie sich von schulischer Seite her
viel intensiver mit dem Thema Politik be-
schäftigen, als ein sehr großer Teil der Er-
wachsenen. Sondern vor allem, weil Kin-
der und Jugendliche eine viel stärkere Lob-
by in den Parlamenten brauchen, denn ihre
Interessen stehen heute noch viel zu selten
an erster Stelle - eben weil sie nicht wählen
können und daher für die nach Macht und
Wählerstimmen strebenden Politiker unin-
teressant sind.

ZWEITEILUNG DES VOLKES

Diese Zweiteilung des Volkes in einen wahl-
berechtigten Teil mit traditionell kurzfristi-
gen Interessen und einem nicht wahlberech-
tigten Teil mit traditionell langfristigen In-
teressen ist ein Skandal für eine Demokra-
tie, die ihren jungen Bürgerinnen und Bür-
gern eigentlich viel mehr vertrauen und vor
allem zutrauen sollte!

JUGENDLICHE SIND
BÜRGER ERSTER KLASSE!

ENTSCHEIDENDE WEICHENSTELLUNGEN

Auch Unter18jährige sind Bürgerinnen und
Bürger erster Klasse! Die entscheidenden
Weichenstellungen in der Familien-,  Ju-
gend- und Bildungspolitik, beim Thema
Wehr- und Zivildienst oder natürlich auch
bei den Auswirkungen der heutigen Um-
weltschutz-, Sozial- und Friedenspolitik
geschehen aber, ohne dass Vertreter der
Jugend überhaupt gehört werden, geschwei-
ge denn sich beteiligen können.
Wir von der GRÜNEN JUGEND NRW
unterstützen daher die Kampagne ICH
WILL WÄHLEN.
Auf  grüne Politik geht bereits die Herab-
setzung der Wahlaltersgrenze bei den Kom-
munalwahlen in einigen Bundesländern wie
NRW und Niedersachsen zurück.
Denn grüne Politik bedeutet mehr Demo-
kratie, Stärkung der Kinder- und Jugend-
rechte und damit mehr politische Beteili-
gung! Eine lebendige Demokratie kann es
sich nicht leisten, einen wichtigen Teil ihrer
Bürgerinnen und Bürger auszuschließen!

Sven Lehmann ist Mitglied im Landesvorstand
der Grünen Jugend Nordrhein-Westfalen.

Er ist 22 Jahre alt.

!Warum die Grüne Jugend NRW die Kampagne ICH WILL WÄHLEN unterstützt

! Grüne Jugend NRW
www.gruene-jugend-nrw.de

Wenn mensch für das Wahlrecht einer be-
nachteiligten Gruppe kämpft, wird mensch
gelegentlich mit der Auffassung konfron-
tiert, dass die Wahlveranstaltung eine ein-
zige Volksverarsche sei. Diese Ansicht deu-
tet auf  ein sehr geringes Ansehen der
Funktionsweise des Staates bei der Bevöl-
kerung hin; von Ignoranz bis zu einer
gezielten Herrschaftspolitik gegen die eige-
ne Bevölkerung wird dem Staat vieles vor-
geworfen. Das mag mehrere Ursachen ha-
ben, die Folge ist meistens der Wunsch nach
einer freieren Gesellschaft und mehr Eigen-
verantwortlichkeit oder auch die eher
rechtspopulistische Forderung nach einer
"starken Hand", die uns führen solle. Doch
bedeuten Fehler im System, dass dieses
absolut unbrauchbar sei? Wahlen und Ab-
stimmungen sind doch prinzipiell gut; wer
möchte nicht die Qual der Wahl haben?

STÄRKUNG DES SELBSTBEWUSSTSEINS
DER KINDER

Überlegen wir mal, was passieren würde,
wenn Kinder das Recht auf  Mitbestim-
mung rein formell erstmal hätten: Das
Selbstbewusstsein der jungen Leute als ge-
staltende Subjekte wird stärker, sie begin-
nen, sich als politische Wesen wahrzuneh-
men und sensibler auf  ihre Rechte achten.
Es entwickeln sich eigene Formen und Aus-
drucksmittel der Jugendlichen, mit Politik
umzugehen. Kinder und Jugendliche könn-

„WENN WAHLEN ETWAS ÄNDERN
WÜRDEN, WÄREN SIE VERBOTEN!“

Sabine Steldinger arbeitet mit bei den
KinderRÄchTsZÄnkern in Berlin.

Sie ist 18 Jahre alt.

ten auch außerhalb der Bundestagspolitik
als vollwertige Mitglieder an Initiativen mit-
wirken und sich einbringen (Familie, Schu-
le, Kiezgestaltung etc.), auch weil die Poli-
tiker die Stimme der jungen Menschen nicht
verlieren wollen. Und es würde ein breiter
Diskussionsprozess über die Rechte von
Kindern und über Gleichberechtigung zwi-
schen Kindern und Erwachsenen losgetre-
ten werden und Auswirkungen auf  sämtli-
che Bereiche haben: Schule, damit verbun-
den auch Arbeitswelt, Jugendschutz, Wehr-
pflicht, Erziehung. Der gesellschaftlichen
Debatte über die Beziehung der Generati-
onen würden neue Anreize gegeben. Wenn
das System also demokratischer werden
würde, könnten Kinder letztendlich
ebenfalls dran teilhaben.

WAHLVERWEIGERUNG

Von manchen Menschen kommt gelegent-
lich der Einwand, dass die Wahlbeteiligung
der Kinder Entscheidungen, mit denen sie
nicht einverstanden sind, zusätzlich legiti-
mieren würden. Das stimmt, aber das ist
ebenfalls bei der Erwachsenenwahl-
beteiligung so. Selbst wer die Wahlen in
unserem Parlamentarischen System ablehnt
und zu deren Boykott aufrufen möchte,
sollte sich Gedanken über die Wahlberech-
tigung von Unter18jährigen machen. Denn
wer kein Wahlrecht hat, könnte auch an ei-
nem Boykott nicht teilnehmen.

Ich halte es für fatal, Leuten Rechte vorzu-
enthalten, die sie in einer demokratische-
ren Gesellschaft auch haben müssten. Be-
teiligung ist in der Politik und vor allem in
anderen gesellschaftlichen Bereichen nicht
nur sinnvoll, sondern auch notwendig für
eine Weiterentwicklung unserer Gesell-
schaft. Die Aufhebung der Altersgrenzen
wäre ein Beweis für eine Anerkennung der
Würde des Kindes. Ohne dieses Anerken-
nung wird es das Wahlrecht für Kinder wohl
kaum geben. Allerdings ist die Bevölkerung
dieses Landes noch ein gutes Stück von
eben dieser Anerkennung entfernt.

!Wie kann man eine überaus kritische Einstellung gegenüber dem Staat
mit der Forderung nach Mitbestimmung in Einklang bringen?

Folgende Organisationen unter-
stützen die Kampagne ICH WILL
WÄHLEN:

! BundesschülerInnenvertretung
! Deutsche Jugendpresse
! K.R.Ä.T.Z.Ä.
! Grüne Jugend Bundesvorstand
! Die Jungen Ökologen
! ['solid] Bundesgeschäftsstelle

Berlin
! JungdemokratInnen/Junge

Linke Berlin
! Stiftung für die Rechte

zukünftiger Generationen
! LSV Hessen
! LSV Rheinland-Pfalz
! LSR Sachsen
! Stadtschülerrat Dresden
! BSA Berlin-Friedrichshain-

Kreuzberg
! Jugendpartei jetztWIR
! Berliner Landesarbeits-

gemeinschaft für die Mitbestim-
mung von Kindern und Jugend-
lichen (AG nach § 78 Kinder-
und Jugendhilfegesetz)

! ABA-Fachverband
Offene Arbeit mit Kindern und
Jugendlichen e.V.

! Kinderring Berlin
! Jugendinitiative „Freispruch“

Neubrandenburg
! Kinder- und Jugendparlament

Neubrandenburg
! Junge Grüne Nordfriesland
! Grüne Jugend Berlin
! Grüne Jugend Hessen
! Grüne Jugend NRW
! Grüne Jugend Bremen
! Junge Liberale Emsland
! Jusos Schleswig-Holstein
! Juso-Unterbezirk Göttingen
! ['solid] Niedersachsen
! ['solid] Thüringen
! Jugend Grenzenlos e.V.

Saarland

UNTERSTÜTZT

Sitz gerade
wwwwwwwwwwwwwww.ar.ar.ar.ar.artiktiktiktiktikel6.deel6.deel6.deel6.deel6.deK.R.Ä.T.Z.Ä.

Sei jetzt
lieb

wwwwwwwwwwwwwww.ar.ar.ar.ar.artiktiktiktiktikel6.deel6.deel6.deel6.deel6.deK.R.Ä.T.Z.Ä.

Ab ins Bett
wwwwwwwwwwwwwww.ar.ar.ar.ar.artiktiktiktiktikel6.deel6.deel6.deel6.deel6.deK.R.Ä.T.Z.Ä.

Schäm dich
wwwwwwwwwwwwwww.ar.ar.ar.ar.artiktiktiktiktikel6.deel6.deel6.deel6.deel6.deK.R.Ä.T.Z.Ä.

Ellenbogen
vom Tisch

wwwwwwwwwwwwwww.ar.ar.ar.ar.artiktiktiktiktikel6.deel6.deel6.deel6.deel6.deK.R.Ä.T.Z.Ä.

Die Sprüche könnt Ihr als Aufkleber
bestellen unter: wwwwwwwwwwwwwww.ar.ar.ar.ar.artiktiktiktiktikel6.deel6.deel6.deel6.deel6.de

ANZEIGE

UN
TE

RS
TÜ

TZ
ER



KAMPAGNENBÜRO, DUNCKERSTR. 11, 10437 BERLIN 7ICH-WILL-WAEHLEN.DE
NETZW

ERKE

BUNDESSCHÜLERINNEN-
VERTRETUNG
Sie ist der Zusammenschluss der 16
LandesschülerInnenvertretungen der ein-
zelnen Bundesländer. Sie vertritt die Inter-
essen von Schülerinnen und Schülern ge-
genüber der Öffentlichkeit und in länder-
übergreifend wirkenden politischen und ge-
sellschaftlichen Institutionen und Vereini-
gungen.
Dabei arbeitet die BSV eng mit vielen ge-
sellschaftlichen und politischen Gruppie-
rungen zusammen, veranstaltet Seminare
und Kongresse zu Bildungs- und
Gesellschaftspolitik (siehe Anzeige zum
BuschKong unten). Sie setzt sich mit der
Qualitätssicherung von Bildung und der
Demokratisierung von Schule und Gesell-
schaft und gerade mit dem Fragen von
Rechtsextremismus und Geschlechter-
verhältnissen auseinander.
Die BSV unterstützt die Kampagne ICH
WILL WÄHLEN.

JUGEND BEWEGT
!Hier stellen wir einige Jugendorganisationen vor, die bundesweit aktiv sind,

sich seit vielen Jahren für Demokratie und Mitbestimmung von Kindern und
Jugendlichen einsetzen und offen sind für weitere MitstreiterInnen.

!
BundesschülerInnen-
vertretung Postfach 90 04
09, 60444 Frankfurt/Main
www.bundes-sv.de

JUNGDEMOKRATINNEN/
JUNGE LINKE
Die parteiunabhängige Jugendorgansiation
JungdemokratINNen/Junge Linke sieht in
der Demokratisierung aller gesellschaftli-
chen Verhältnisse, d.h. in der Überwindung
autoritärer und hierarchischer Strukturen,
die Voraussetzung für eine selbstbestimmte
Gestaltung aller Lebensverhältnisse eines
jeden Einzelnen.
Demokratie ist die Entscheidung der Be-
troffenen. Da niemand ernsthaft behaup-
ten wird, Kinder und Jugendliche unter 18
Jahren seien von politischen Entscheidun-
gen nicht betroffen, kann man daraus nur
schließen, dass eine Eingrenzung des Wahl-
rechts, dem demokratischen Prinzip unse-
rer Gesellschaft, undemokratisch ist.
Natürlich ist bei der politischen
Willenskundgebung eine möglichst eman-
zipierte, selbstbestimmte Meinungsbildung
wünschenswert, dies geschieht aber unab-
hängig vom Alter eines Menschen.

SERVICESTELLE
JUGENDBETEILIGUNG
Die Mitarbeiter der Servicestelle Jugend-
beteiligung sind Ansprechpartner für Pro-
jekte, die eine selbstbestimmte (Mit-)Ge-
staltung der Lebensräume junger Menschen
ermöglichen. Als fünfköpfiges, junges Team
unterstützen sie bundesweit in Anknüpfung
an ihre breiten Erfahrungen in der kom-
munalen, landes- und bundesweiten Schü-
ler- und Jugendarbeit und im Medien-
bereich Jugendliche und Erwachsene, die
die effektive Beteiligung Jugendlicher an der
Gestaltung ihres Lebensumfeldes initiieren
und umsetzen. Sie geben organisatorische
und politische Hilfestellung und nehmen
Vermittlungs- und Informationsaufgaben
wahr.

!
Jungdemokraten/Junge
Linke Rosa-Luxemburg-
Str.19, 10178 Berlin
www.jungdemokraten.de

!
Servicestelle Jugend-
beteiligung Grünberger
Straße 54, 10245 Berlin
www.jugendbeteiligung.info

Ich finde, dass man auch unter
18 Jahren eine Meinung hat, die
bei Entscheidungen zählen sollte.
Jeder hat eine Meinung und sollte
auch das Recht haben, mit dieser

mitbestimmen zu können.

THOMAS CLASSEN (13)
Heiligenhaus / NRW

UNTERSCHRIEBEN

Demokratie heißt Volksherrschaft!
Ich gehöre zum Volk, seit 16

Jahren schon und trotzdem darf
ich nicht mitentscheiden? Ich darf
nicht mitbestimmen ob die Luft,
die ich atme verpestet wird. Ich

kann nicht die Leute unterstützen
die meine Meinung vertreten

wollen. Für mich sieht das so aus,
als wollte man eine neue, frische
Meinung einfach nicht sehen und
eine Unterstützung für Parteien,

die die selbe Meinung haben,
nicht gewähren.

MANUEL KUPKE (16)
Sömmerda / Thüringen

POLITIK ORANGE
Im politikorange-Netzwerk arbeiten ver-
schiedenste von Jugendlichen selbst-
organisierte Projekte und Organisationen
zusammen. Das Netzwerk ist offen für wei-
tere Organisationen, Initiativen oder Privat-
personen, wenn sie sich aktiv am Netzwerk
beteiligen wollen.
Gemeinsam mit Jugendlichen sollen Mittel
und Wege erarbeitet werden, um Jugendli-
chen mehr und effektivere Mitwirkungs-
möglichkeiten an einer partnerschaftlichen
Gestaltung der Gesellschaft zu eröffnen.
Besonderer Schwerpunkt liegt hier auf  der
Einbeziehung von Jugendlichen als Exper-
ten in eigener Sache.
Zum Netzwerk gehören bisher die Service-
stelle Jugendbeteiligung,  die Bundes-
schülerInnenvertretung, die Deutsche
Jugendpresse e.V., der Bundesverband
Jugendpresse e.V. das Schülerhausaufgaben-
heft „Häfft“ und die  KinderRÄchTs-
ZÄnker (K.R.Ä.T.Z.Ä.).
Nur gemeinsam schaffen wir eine jugend-
freundlichere Politik und Rahmen-
bedingungen auf  verschiedenen Ebenen!

!
politikorange–Netzwerk
c/o Servicestelle Jugend-
beteiligung, Grünberger
Straße 54, 10245 Berlin
www.politikorange.de

K.R.Ä.T.Z.Ä.
Die KinderRÄchTsZÄnker (K.R.Ä.T.Z.Ä.)
sind eine offene Gruppe von insbesondere
jungen Menschen (14 bis 22 Jahre alt), die
sich seit 1992 für die Gleichberechtigung
zwischen Kindern und Erwachsenen und
gegen Altersdiskriminierungen einsetzen.
Im Mittelpunkt stehen die Lebensbereiche,
von denen Kinder und Jugendliche unmit-
telbar betroffen sind. Daher geht es um
Schule, Familie und das Recht auf  Mitbe-
stimmung (Wahlrecht), oder auch Jugend-
schutz und Kinderarbeit. In Form von Ver-
öffentlichungen unterschiedlicher Art, Ak-
tionen und Veranstaltungen tragen zu Dis-
kussionen bei und erarbeiten bzw. informie-
ren über Alternativen.

SEMINAR ZU GLEICHBERECHTIGUNG

Das nächste Wochenendseminar zur
Gleichberechtigung von Kindern und Er-
wachsenen für alle Interessierten
(besonders 13- bis 19jährige) findet vom
28. bis 30. Juni bei Berlin statt Bei Interesse
nehmt Kontakt auf.

!
K.R.Ä.T.Z.Ä.
Dunckerstr. 11, 10437 Berlin
www.kraetzae.de
kraetzae@kraetzae.de

Den Meinungen von Kindern und Jugend-
lichen aufgrund ihres Alters verschiedene
Wertigkeiten beizumessen ist autoritär und
undemokratisch.
Doch nicht nur sie werden von der demo-
kratischen Partizipation ausgeschlossen:
Egal, wie lange ein Mensch in Deutschland
wohnt, ohne eine deutsche Staatsbürger-
schaft hat er kein politisches Mitsprache-
recht. Deswegen fordern Jungdemokrat-
Innen / Junge Linke die Abschaffung aller
Wahlrechtseinschränkungen zu Gunsten
einer demokratischeren Gesellschaft.

○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○

ASFAR - Amerikaner für eine
Gesellschaft ohne Alters-
beschränkungen
www.asfar.org

YouthSpeak -
Eine Stimme für die Jugend
http://oblivion.net/youthspeak

Lower The Vote - Wahlrechts-
kampagne der National Youth
Rights Association (NYRA)
http://lowerthevote.ecg.net

Article 12
Themenseite zum Wahlalter u.a.
Befragung unter Jugendlichen
http://article12.org/rights/
voting_age.htm

GLOBAL VERNETZT
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„WENN JEMAND WILL,
SOLL MAN IHN AUCH LASSEN“
!Das Wahlrecht ist nur der Anfang, damit das Rad in Gang kommt -

ein Interview mit dem Kinderrechtler Johannes Heimrath

Johannes Heimrath unterstützte Tilmann
Holsten, der 1989 von einem bayrischen

Amtsgericht nach mehrjährigem Prozeß von der
Schulpflicht befreit worden war. 1992 brachte er

im Rahmen des "Netzwerks für Kinder" die
Petition für Freiheit und Selbstbestimmung im

Bildungswesen ein. Er ist 48 Jahre alt.

Für Dich sind Gleichwertigkeit und
Selbstbestimmung zentrale Begriffe.
Was soll man sich darunter vorstellen?
Als wir begonnen haben, uns für ein neues
Bildungswesen politisch einzusetzen, war
das kein von uns abgelöster Prozess, den
man eben mal macht, weil man das theore-
tisch richtig findet, sondern es ist hundert-
prozentig aus dem gelebten Leben heraus
entstanden. Tilmann war ja unser Famili-
enmitglied, und von daher gab es überhaupt
keine Theorie in der Sache, sondern es gab
schlicht die unmittelbare Anschauung.

WER EINEN WERT HAT,
HAT AUCH EIN RECHT.

Allein dieser Prozess, dass man erkennt, wo
die Bedürfnisse des anderen sind, und dass
man auch erkennt, wie man und dass man
helfen kann, das setzt ja schon voraus, dass
man in seinem Kosmos so etwas eingebaut
hat wie unbedingte Gleichwertigkeit. Ein
Recht kann nur jemand haben, der einen
Wert hat.

Du hast mal gesagt, wer sich an der
Gemeinschaft aktiv beteiligen will, soll
sich beteiligen dürfen. Wie wichtig ist
das Wahlrecht dabei?
Das ist unverzichtbar, denn wenn ich die
Gesellschaft anschaue, gibt es ganz eklatan-
te Mangelerscheinungen. Und eine der
Mangelerscheinungen ist, dass die Energie
der jungen Leute nicht konstruktiv einge-
bracht werden kann. Das heisst jetzt nicht,
dass ich die Jugend verkläre und sage: ‚Ach
wunderbar, unsere Jugend!', sondern im
Gegenteil. Ich denke, vieles von dem, was
in der jetzigen Art, wie Jugend-"Kultur" ist,
schief  geht, hängt eben gerade damit zu-
sammen, dass Kinder und Jugendliche nicht
beteiligt sind, dass sie sozusagen mit So-
tun-als-ob-Manövern abgespeist werden,
dass sie nicht wirklich über ihre Zukunft
entscheiden können.
Es gibt einen kritischen Moment bei der
Geschichte. Immer wenn man so etwas wie
z.B. die Senkung des Wahlalters vorhat,
dann stößt man auf einen Ist-Zustand. Und

Von einem Wahlrecht für
Unter18jährige versprechen wir uns,
dass Politiker die Interessen junger
Leute stärker berücksichtigen. Was
könnte sich z.B. an Schule ändern,
wenn Schüler eine Stimme bekom-
men?
Dieser Apparat Schule ist neben Deutscher
Bahn und Deutscher Post und dem Finanz-
amt gleichrangig auf  der Ebene der trägen
Organisationen in unserem Land.

DIE VERGRÖSSERUNG
DES RECHTLICHEN RAHMENS
WIRD ZWEIFELLOS ETWAS ÄNDERN.

Dass Schule sich ändert - das ist der här-
teste Brocken überhaupt. Und wenn man
dort etwas knacken möchte, dann kann man
das fast nur durch die Vergrößerung des
rechtlichen Rahmens der Kinder und Ju-
gendlichen schaffen. Es ist ja völlig klar:
Wenn ich jemanden ab 16 (oder 14) für
wahlmündig erkläre, dann ist er Träger von
Rechten, die er vorher nicht hatte, und das
wird ihn in seinem Selbstwertgefühl und in
seinem Auftreten ändern, und nur dann re-
agiert dieser Organismus Schule. Anders
wird's nicht gehen. Deswegen denke ich,
die Senkung des Wahlalters wird unzwei-
felhaft eine Auswirkung auf  die Art haben,
wie Schule bzw. das Bildungssystem gene-
rell funktioniert.

Machst Du auch die Erfahrung,
dass viele Kinder und Jugendliche gar
kein Interesse haben, mitbestimmen
zu wollen? Woran liegt das?
Das haben wir vor 15, 20 Jahren auch schon
beklagt. Wir haben gesagt: ‚Menschens-
kinder! - wir machen hier Sachen, das sind
doch alles Themen, die müssten doch auch
von den Jugendlichen aufgegriffen und
mitgetragen werden.' Das hängt eben, wie
gesagt, mit diesem Rad zusammen, an dem
viele Speichen sind, und das nur als Gan-
zes in Bewegung versetzt werden kann.

DIE BEREITSCHAFT, AKTIV DABEI
ZU SEIN, GEHT MIT DEN ERSTEN
NEGATIV-ERFAHRUNGEN VERLOREN.

Diese scheinbare Trägheit und das oft un-
verständliche Desinteresse, das würde ich
heute anders werten: Bei Kindern und Ju-
gendlichen ist das Interesse grundsätzlich
immer da. Aber viele sind völlig frustriert,
viele Interessen können sich überhaupt
nicht entfalten, weil sie z.B. nicht in den
Schulrahmen passen oder nur zu einem
anderen Zeitpunkt in den Schulrahmen
passen würden (zu früh oder zu spät). Das
heisst, auf der einen Seite gibt es bereits
diese Frustration durch abgewürgtes Inter-
esse, und dann kommt dazu, dass dadurch,
dass keine Mitbestimmung möglich ist, man
ja praktisch nur zugucken kann, was in der
äusseren Welt um einen herum veranstaltet
wird. Und dass das zu einer Lähmung führt,
das erfahren wir "Erwachsenen" doch auch.
Wenn ich merke, ich habe hier keine Stim-
me, ich komme da nicht mit oder nicht vor,
dann kann ich doch nur noch mit den
Schultern zucken und mich abwenden. Das
machen die meisten. Und nicht zu wenige

greifen dann zu irgendwelchen brutalen
Selbstbetäubungs-Maßnahmen, die eben
auch in ein mörderisches Verhalten über-
gehen können. Ich denke, die Lethargie vie-
ler junger Leute oder dieses scheinbare
Desinteresse oder dieses Abgetötet-Sein
durch irgendwelche Ersatzmittel wie Kon-
sum, Lärm, Computergames und Schein-
Ekstasen, das sind ja direkte Folgen davon,
dass ich nicht teilnehmen kann.
Jetzt habe ich schon viele Kinder aufwach-
sen sehen, von 0 bis 30, und muss klar sa-
gen, es gibt da so eine magische Grenze: In
dem Moment, wo diese ersten Negativ-Er-
fahrungen kommen: "Du kannst das nicht",
"Du darfst das (noch) nicht", "Du bist noch
nicht reif  genug" usw., erlahmt da etwas und
geht die ursprüngliche und unmittelbare
Bereitschaft, sich zu beteiligen, fast unwie-
derbringlich verloren. Dabei habe ich doch
mein Leben schon vor dem ersten Atem-
zug in die Hand genommen, und jetzt wird
es mir Stück für Stück wertloser und wert-
loser gemacht ... Das muss man sich dann
später alles wieder erarbeiten. Viele Kinder
verlieren diese grundsätzliche Bereitschaft,
aktiv dabei zu sein, wenn sie die ersten grö-
ßeren Zusammenhänge begreifen und se-
hen, dass sie darin nicht vorkommen.

Was rätst Du jungen Leuten, die
sich für mehr Mitbestimmung in
Schule und Gesellschaft einsetzen
wollen?
Ich denke, da gibt es schon Möglichkeiten.
Erstens würde ich nicht theoretisieren, son-
dern immer versuchen, aus der eigenen Bi-
ografie heraus zu sprechen, so dass alles
wirklich mit dem gelebten Leben zusam-
menhängt. Das hat sich für mich als Weg
gezeigt, wo man auf  einer direkten Ebene
miteinander kommunizieren kann. Ich kann
doch in vielen Sachen einfach sagen, wie es
gelaufen ist und was ich dabei gelernt habe.
Es gibt auch noch andere Möglichkeiten.
Man kann auch gemeinsam träumen, und
es wird ganz wenige Leute geben, die sa-
gen, sie seien mit allem, so wie es ist, völlig
glücklich und zufrieden. Und wenn man das
schafft, dass man sich einen Moment lang
eine Auszeit nimmt für das Gespräch und
einfach gemeinsam träumt, dann hört man
plötzlich, wie die Leute sich alles ganz
anders vorstellen, dann sind sie alle auf  dem
Weg zu mehr Glück, zu mehr Identität, zu
mehr Gemeinsamkeit, zu mehr Wärme, zu
mehr Aktivität, zu mehr Schönheit - zu all
dem, und da findet man immer einen ge-
meinsamen Einstieg.

die meisten Leute, die protestieren, können
sich genauso wenig wie die, die dem Wan-
del entgegenstehen, von dem Ist-Zustand
lösen. Wenn man so etwas vorhat, muss
man bereit sein, auch mit den anderen zu
fantasieren, wie es sein könnte. Und ich
denke, wenn man das Rad wirklich kom-
plett drehen möchte, dann muss sich im
Zusammenhang mit der Senkung des Wahl-
alters natürlich auch Anderes ändern. Es
muss dann auch in der Schule eine andere
Art von Bildung stattfinden. Es muss viel
früher darauf  geachtet werden, dass Kin-
der und Jugendliche die Möglichkeit haben,
sich wirklich selbständig zu bilden, und
nicht einfach etwas vorgesetzt bekommen.
Es ist auch zwangsläufig so, dass sich im
Elternhaus in den Beziehungen etwas än-
dern muss. Denn man kann nicht auf  der
einen Seite Rechte verteilen und dann
weiterhin zu Hause Bevormundung zulas-
sen.
Andererseits, wenn man nirgendwo an-
fängt, dann kommt dieses Rad nicht in
Gang. Im Grunde ist es gleich, wo man
anfängt.

Gegen das Kinderwahlrecht wird oft
gesagt, dass Kinder zu "unreif" seien
und die Folgen ihres Handelns nicht
erfassen können. Auch wenn
Erwachsene die Folgen ihres
Handelns oft nicht erfassen, ist das
Grund genug, Kindern das Wahlrecht
zu geben?
Was ist Kind? Wir haben mal das Experi-
ment gemacht - zwei Jahre lang - das Wort
"Kind" nicht zu benutzen, und das war für
uns sehr erhellend. Uns ist ganz klar ge-
worden, dass es einfach verschiedene Kom-
petenzen gibt. Und in den Bereichen, in
denen man kompetent ist, ist man immer
kompetent, egal wie alt man ist oder wie
"behindert" oder auch wie "krank". Wenn
man die Kompetenz hat, will man dort auch
mitmischen. Wir alle sind z.B. kompetent,
als Embryo unseren eigenen Geburtsvor-
gang im Körper der Mutter auszulösen. Wir
sind kompetent genug, um essen, gehen,
sprechen und lernen zu lernen. Und wenn
meine Kompetenz, meine Grenzen zu er-
kennen, nicht eingeschränkt und verzerrt
wird, dann habe ich auch ein sicheres Ge-
fühl dafür, wo ich mich selbst einbringen
kann und wo ich lieber einen anderen
Kompetent(er)en ranlasse.

MIT MEINUNGS-
VERSCHIEDENHEITEN MÜSSEN
WIR UNS AUSEINANDERSETZEN.

Von daher habe ich eine Art Leitsatz: Wenn
jemand sich einbringen will, soll man ihn
auch lassen. Es kann nichts schiefgehen. Es
gibt diesen Grundkonsens, dass das, was
wir engagiert tun, immer dem Ganzen
dient. Wenn es um das Gemeinwesen geht,
und jemand trägt dazu bei, dann ist er 100%
von etwas getragen, was im Grunde posi-
tiv und aufbauend ist. Sein oder ihr Beitrag
kann das Gegenteil von dem sein, was ich
meine, aber es ist vom Impuls her nicht
anders - dann müssen wir uns mit dieser
Meinungsverschiedenheit eben auseinan-
dersetzen.

Wie müßte eine Gesell-
schaft beschaffen sein,
damit ein Mensch auch im
Alter ein Mensch bleiben
kann? Die Antwort ist
einfach: Er muß schon
immer als Mensch behan-
delt worden sein.

Simone De Beauvoir
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Anlage zur Petition „Ich will wählen“, einer Kampagne zum Wahlrecht für Unter18jährige

Unterschriften von
Unter18jährigen

Bitte trennt diese Seite hier ab und benutzt Sie als Kopiervorlage! Die orangenen Ecken markieren genau eine A4-Seite.

ICH WILL WÄHLEN Kampganen-Büro, Dunckerstr. 11, 10437 Berlin
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Vor- und Nachname     Alter  Straße und Hausnummer       Postleitzahl und Ort    Bundesland  Datum und Unterschrift

Anlage für die Unterstützenden-Petition zur „Ich will wählen“-Kampagne

Unterschriften von
Über18jährigen

ICH WILL WÄHLEN Kampganen-Büro, Dunckerstr. 11, 10437 Berlin

Bitte trennt diese Seite hier ab und benutzt Sie als Kopiervorlage! Die orangenen Ecken markieren genau eine A4-Seite.



KAMPAGNENBÜRO, DUNCKERSTR. 11, 10437 BERLIN 11ICH-WILL-WAEHLEN.DE

HIER BEGINNT DIE
DEMOKRATIEFREIE ZONE
!Nach dem Zweiten Weltkrieg entwickelte sich die Idee der Schüler-Mitbestimmung

in Ost- und Westdeutschland und noch immer ist die Realität weit entfernt von dem,
was Schüler sich wünschen.

ZU JUNG FÜR DIE DEMOKRATIE

Das Argument, was von Gegnern der Mit-
bestimmung ins Feld geführt wird, ist
ebenso falsch wie kurzsichtig. Die Schüler
sind noch zu jung, nicht reif  genug, die
Lehrer wissen doch viel besser, was für die
Schüler gut ist, die Eltern treten doch für
die Interessen der Schüler ein, so heißt es
unisono. Dass junge Menschen, wenn sie
ernst genommen werden, großes Interesse
an ihrer Umgebung und demokratischen
Prozessen entwickeln, ist hinreichend be-
legt, dass der Schaden aber sehr groß wird,
wenn Schüler merken, dass sie nichts zu
sagen haben und sich nicht mehr mit der
Schule identifizieren und gar kein Vertrau-
en in die Demokratie entwickeln, das mer-
ken die Gegner der Mitbestimmung nicht.

Und so ist die Parallele zu der Forderung
nach dem Wahlrecht recht naheliegend:
wenn junge Menschen in der Gesellschaft
nicht ernst genommen, werden, dann
braucht die Schule auch keine echte De-
mokratie. Und andersherum: ohne Demo-

kratie in der Schule und im Unterricht ist
politisches Desinteresse wohl nicht zu ver-
meiden, Aussagen wie „Demokratie – was
soll ich denn damit?“ sind unumgänglich.

SCHULE = GESELLSCHAFT
MIT ZOOMFAKTOR 100

Die Analyse der Gesellschaftskritiker ist
leicht: das dreigliedrige Schulsystem, der
Notendruck, die undemokratische Schule
sind nach deren Meinung nur ein Spiegel-
bild einer Gesellschaft, die auf  Konkurrenz-
denken, Selektion und Wettbewerb aufbaut.
Dies hinzunehmen, ist folgenschwer.

Niemand wird als Demokrat geboren, De-
mokratie läßt sich nicht theoretisch erler-
nen und nur wenn jemand das Grundge-
setz auswendig kann, heißt dies noch lange
nicht, dass er danach handelt. Doch gerade
weil es in unserer Gesellschafft darauf  an-
kommt, Demokratie zu leben, Entschei-
dungen demokratisch zu fällen und Kon-
flikte demokratisch zu regeln, brauchen wir
eigentlich eine auch eine demokratische
Schule, um eben dieses zu üben. Und das
sagte schließlich schon Willy Brandt: „Mehr
Demokratie wagen!“

SCHULE UND DEM
OKRATIE

„Sie verlassen jetzt die demokratische
Zone“ stand auf  einem Schild, welches vor
einem typischen Schulgebäude aufgestellt
worden war. Das ganze auf  einem Plakat
der Jusos aus den 80er Jahren, verknüpft
mit der Forderung nach einer Demokrati-
sierung der Schule. Aber was hat eine de-
mokratische Schule mit einer undemo-
kratischen Gesellschaft zu tun? Oder eine
demokratische Gesellschaft mit einer
undemokratischen Schule?

Die Idee der SchülerInnenmitbestimmung
entwickelte sich in Westdeutschland nach
dem zweiten Weltkrieg. Über „Schülermit-
ververwaltung“ (auch SMV oder spöttisch
Schülermilchverwaltung genannt) sollte
dem Erziehungsauftrag der Schule gerecht
werden, der doch mal den „mündigen und
freien Bürger“, mal die „Liebe zu Vaterland
und Heimat“ und in Bayern sogar die
„Ehrfucht vor Gott“ als Ziel hatte. Demo-
kratie im Kleinen, als Spielplatz, aber ohne
richtige Entscheidungsbefugnisse, so war
die Idee vieler Schulgesetzentwürfe der 50er
Jahre.

Und auch im Osten Deutschlands: die gro-
ßen Jugendorganisationen wurden aus dem
Boden gestampft, um in Schule und Frei-
zeit die sozialistischen Erziehungsideale in
die Köpfe der Menschen zu pflanzen: bei
„Wir sammeln Sekundärrohstoffe“ bis
„Hefte spenden für Nicaraqua“ waren die
kleinen Jung- und Thälmannpioniere flei-
ßig dabei, staatlich verordnete Solidarität zu
praktizieren.

MEHR ALS NUR DIE BLUMEN
DES DIREKTORS GIESSEN

Doch als dann in den 60er Jahren die Ju-
gend anfing, gegen die verknocherten und
von oben herab angeordneten Strukturen
zu protestieren, da regte sich zumindestens
in Westdeutschland was. SchülerInnenver-
tretungen und Studierendenvertretungen
wurden politisiert, die SchülerInnen durf-
ten mehr als nur die Blumen des Direktors
gießen, Mitbestimmungsorgane in der
Schule und in Land und Bund wurden ge-
schafften, die dann nach dem Fall der Mau-

Ich will auch schon als Jugendli-
cher die Möglichkeit haben, wäh-
len zu dürfen. Ich denke, dass,

wenn das Wahlalter herabgesetzt
wird, auch in den Schulen mehr
Arbeit dafür geleistet werden

wird, was man wählt. Ich meine
damit, dass die Lehrer einem

dann mehr als jetzt zum Überle-
gen bringen und nicht jeder Ju-
gendliche, der gerade 18 gewor-
den ist, aus einer Schnapsidee

heraus entscheidet, was er wählt.

ANITA LIEBENAU (16)
Schwedt / Brbrg.

UNTERSCHRIEBEN

Als politisch hochinteressierter
Jugendlicher sehe ich es nicht ein,
nicht wählen zu dürfen und Leute
über mir regieren zu lassen, für
die ich gar nicht stimmen durfte.

MATTHIAS EISEN (16)
Höchberg / Bayern

Karsten Wenzlaff  ist 22 Jahre alt und arbeitet
als Bundesgeschäftsführer der Bundesschüler-

Innenvertretung. In seiner Zeit als Schüler war
er aktiv in der LandesschülerInnenvertretung
Rheinland-Pfalz, in der BundesschülerInnen-

vertretung und in der europäischen
SchülerInnenvertretung OBESSU.
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Wir danken dem Deutschen Kinderhilfswerk
für die finanzielle Unterstützung

er auch in den ostdeutschen Schulen gebil-
det wurden.

In einigen Bundesländern ist die Entwick-
lung seitdem weit vorangedrungen:
Mitwirkungsrechte sind sehr weitgehend
eingerichtet worden, die Schulkonferenz
mit fester Beteiligung der SchülerInnen ist
in fast allen Bundesländern normal, unter-
schiedlich ist nur die Zusammensetzung.
Mal sind LehrerInnen und SchülerInnen
mit gleich vielen Stimmen vertreten, mal
kommen noch die Eltern dazu.

Weit entfernt aber ist die Realität von dem,
was sich viele SchülerInnen wünschen: eine
Mehrheit der SchülerInnen in den Gremi-
en, die auch der tatsächlichen Zahl der
SchülerInnen an der Schule entsprechen
würde, ohne Stellvertreter-Demokratie
durch die Eltern. Traumhaft erscheint die
Vorstellung, über Finanzen und Lehr-
personalbesetzung mitentscheiden zu kön-
nen und auch im Unterricht ist die Mit-
gestaltung der Unterrichtsinhalte und der
Lernmethoden nur Utopie. Dass es mög-
lich ist, zeigen die skandinavischen Schul-
systeme und die vielen Alternativschulen
wie Summerhill und Sudbury.

Jeder Mensch hat das
Recht, an der Leitung der
öffentlichen Angelegenhei-
ten seines Landes unmittel-
bar oder durch frei gewählte
Vertreter teilzunehmen.

Art. 21 der UN-
Menschenrechtserklärung

“

„
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Ich bin unter 18 – und ich will wählen.
Wie jeder Mensch, der in diesem Land lebt,
bin auch ich von politischen Entscheidun-
gen betroffen: In der Gegenwart vor allem
von Kinder-, Jugend-, Familien- und Bil-
dungspolitik; und langfristig z.B. von den
Auswirkungen heutiger Staatsverschuldung,
Umwelt- oder Rentenpolitik.
Andere Politikbereiche wie Fragen von
Krieg und Frieden, Sozial- und Wirtschafts-
politik oder der Umgang mit Minderheiten
gehen auch mich etwas an.
In einer parlamentarischen Demokratie
werden politische Entscheidungen von
Abgeordneten getroffen, die von Wahlbe-
rechtigten gewählt werden, deren Interes-
sen sie vertreten sollen. Die Interessen der
nicht wahlberechtigten Menschen werden

DER PETITIONSTEXT
!Diesen unterschreiben die Unter18jährigen

oftmals erkennbar vernachlässigt – obwohl
die Abgeordneten eigentlich Vertreter der
gesamten Bevölkerung sein sollten. Denn
Politik wird hauptsächlich für die gemacht,
die wählen dürfen.
Auch wenn Entscheidungen eines Tages
auf  Bundesebene in anderer Form z. B.
durch Volksentscheide getroffen werden,
möchte ich mich daran beteiligen.
Ich möchte ernstgenommen und als gleich-
wertiger Mensch anerkannt werden. Dafür
wäre die Wahlstimme ein deutlicher Aus-
druck.
Bitte schaffen Sie die rechtlichen Voraus-
setzungen, damit ich an Wahlen bzw. Ab-
stimmungen – höchstpersönlich und ohne
Stellvertretung durch Eltern – teilnehmen
kann. ENTSTEHUNG DES PETITIONSTEXTES AM ERSTEN TREFFEN

! ICH-WILL-WAEHLEN.DE
MACHT ICH WILL WÄHLEN BEKANNT!

Die Kampagne soll bekannt gemacht wer-
den. Dadurch befördern wir auch die
Auseinandersetzung mit ihren Hintergrün-
den und das ist ein wichtiger Zweck der
Kampagne. Informiert Euch laufend un-
ter www.ich-will-waehlen.de, tragt Euch
dort in den Newsletter ein oder empfehlt
die Seiten weiter!

!Wir haben jetzt viele Zeitungen, die
Ihr  bundeseit verteilen könnt. Sagt,
wie viele wir Euch zuschicken sollen.

!Erwähnt uns in Euren Publikationen
oder auf  Euren Internetseiten (Links)!
Veröffentlicht eigene Plakate, Postkarten,
Anzeigen etc. und verwendet die Kam-
pagnen-Banner auf  Euren Internet-
seiten! (Anzeigen und Banner von uns
findet ihr im Download-Bereich)

!Sprecht andere Organisationen, Einzel-
personen, Prominente als Unter-
stützer an! Gebt diese Zeitung oder die
heruntergeladene  Mitmach-Liste weiter,
damit jeder weiss, was er tun kann!

!Wendet Euch an Journalisten!
!Benutzt Eure Verteiler und Verschickun-

gen, packt unsere Infos (z. B. Newsletter)
dazu!

SAMMELT UNTERSCHRIFTEN!

Alles was Ihr dazu braucht (Petitionstext,
Unterschriftenlisten für Unter- und
Über18jährige, Infoblatt, Unterstützungs-
möglichkeiten) gibt es im Download-Be-
reich bei  www.ich-will-waehlen.de

!Legt Unterschriftenlisten aus!
!Bittet Eure Freunde, mitzumachen!
!Geht gezielt auf  Leute zu!
!Denkt an Leute, die keinen Internet

zughang haben!

Sobald die Listen voll sind, schickt sie bitte
bis spätestens Anfang September an
unsere Adresse.

BRINGT DIE AUSEINANDERSETZUNG
VORAN!

!Unsere Erfahrung ist, dass viele noch gar
nicht nachgedacht haben. Ihr könnt u.a.
in Foren diskutieren und Texte weiter-
leiten.

BETEILIGT EUCH AN DEN FINANZEN!

!Habt Ihr Geld für Drucksachen, Porto
oder Werbemaßnahmen, z.B. T-Shirts,
Plakatwände, Postkarten, Plakate usw.?

!Benutzt unser Spendenformular im
Internet, gebt dieses weiter an Eltern,
Lehrer, Nachbarn,...!

MACHT BEI UNS MIT!
Mehr als die Hälfte derjenigen, die sagen „Ich will wählen“, sind jünger als
16. Bei einer Senkung des Wahlalters auf 16 Jahre bliebe ihr Wille zu wäh-
len weiterhin unberücksichtigt. Auch die Tatsache, dass mehr 15- als
17jährige ihr Interesse bekundet haben, wirft ein bezeichnendes Licht auf
die Forderung nach einem Wahlrecht ab 16. Und auch mit Wahlalter 14
wären noch nicht alle zufriedengestellt: rund jeder siebte Unterschreibende
ist unter 14.

NACHGEZÄHLT
MEHR ALS DIE HÄLFTE UNTER 16
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DEINE STIMME ZÄHLT
NUR WENN DU EINE HAST

ICH WILL WÄHLEN
Dunckerstr. 11, 10437
Berlin, 030 / 44 797 22
www.ich-will-waehlen.de
info@ich-will-waehlen.de
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